Sehr geehrte/r... ,

mit Bestürzung habe ich im Kabinettsentwurf zum Terminservice- und

Versorgungsgesetz (TSVG) einen Vorschlag zum § 92 Abs. 6a SGB V gelesen,

der eine vorgeschaltete Stelle zur Steuerung des Zugangs zur Psychotherapie

vorsieht.

In Gießen, wo ich seit 2013 als Psychologischer Psychotherapeut

niedergelassen bin, besteht eine nominelle Überversorgung; gleichwohl ist

es für die Patienten nach wie vor schwierig, einen Therapieplatz zu finden.

Viele Patienten zeigen sich am Telefon frustriert, wenn sie die lange

Therapeutenliste abgearbeitet und immer noch keinen Termin für ein

Erstgespräch bekommen haben. Allerdings ist mein Eindruck, dass die

neugeschaffene Terminservicestelle hier tatsächlich etwas Abhilfe

geschaffen hat, und auch die Tatsache, dass viele Niedergelassene

inzwischen halbe Kassensitze an jüngere Therapeuten abgeben, mag hier zu

einer gewissen Entspannung beigetragen haben. Von daher ist zu hoffen, dass

sich die Versorgungssituation langsam, aber stetig verbessern wird.

Entgegen mutmaßlich immer noch existierender Vorurteile ist der

überwiegende Teil der Patienten, die sich in meiner Praxis vorstellen,

eindeutig behandlungsbedürftig erkrankt. Nach insgesamt 15 Jahren

Berufstätigkeit in Klinik und Praxis glaube ich, dies zuverlässig

einschätzen zu können. Natürlich gibt es Unterschiede in der

Erkrankungsschwere, aber die gibt es auch bei anderen Facharztgruppen.

Selbst bei nur leichter beeinträchtigten Patienten lässt sich durch eine

gezielte psychotherapeutische Behandlung, die dann in der Regel höchstens

den Umfang einer Kurzzeittherapie (24 Sitzungen) in Anspruch nimmt (und

damit etwa 2200 Euro kostet), auf längere Sicht vermutlich Geld einsparen,

indem eine mögliche Chronifizierung der Symptomatik verhindert und damit

die Inanspruchnahme überflüssiger somatischer Diagnostik oder stationärer

Behandlungen verringert wird.

Selbst wenn sich durch „Aussortieren“ vermeintlich leichter gestörter

Patienten theoretisch die Wartezeit für die schwerer gestörten Patienten

etwas verkürzen ließe, entstünden dadurch gravierende Nachteile in anderer

Hinsicht. Denn der Patient wäre gezwungen, sein Leiden zunächst einer

fremden Person zu berichten, der als eine Art Gutachter fungiert. Der

Patient wird damit in eine Prüfungssituation gedrängt. Ohnehin belastet,

muss er nun auch noch befürchten, den Gutachter nicht überzeugen zu können.

Wesentlich ist hierbei, dass der Schweregrad einer psychischen Erkrankung

nicht allein durch „Messung“ der Symptomatik beurteilt werden kann, sondern

der Patient muss über sich und seine Situation und – je nach Störungsbild –

auch über die Vorgeschichte berichten, damit eine korrekte Diagnose

gestellt werden kann. Das Schildern mancher psychischer Symptome und deren

Hintergründe ist für Patienten äußerst scham­besetzt (z. B. sexuelle

Probleme) oder belastend (z. B. Traumatisierung), so dass die Gefahr

besteht, dass die Behandlungs­bedürftigkeit unterschätzt wird, weil die

Patienten sich bei dem vorgeschalteten Kontakt nicht zu äußern trauen.

Insgesamt also eine unzumutbare Situation für die Patienten.

Wenn Patienten mit einer abschlägigen Entscheidung nicht einverstanden

sind, wird es sicherlich die rechtsstaatliche Möglichkeit geben,

Widerspruch einzulegen, eine Oberbegut­achtung vorzunehmen, und am Ende

eine psychotherapeutische Behandlung vor dem Sozialgericht zu erstreiten.

Dies verursacht immense Kosten und torpediert den Heilungsprozess auf

Seiten der Patienten. Oder es läuft wie beim Gutachterverfahren für die

Psychotherapie-Anträge, dass nämlich nur ein geringer Prozent­satz

abgelehnt wird, was dann aber bedeutet, dass ein unnützer Apparat aufgebaut

würde, der viel Geld kostet und keine spürbare Entlastung bei den

Wartezeiten brächte (im Gegenteil durch das Warten auf die vorgeschaltetene

Termin die Wartezeit sogar vergrößert).

Darüber hinaus ist es auch für den Berufsstand der Psychotherapeuten nicht

hinnehmbar, dass das lange erkämpfte Erst­zugangsrecht incl. Stellung von

Diagnose und Indikation, das zum Wesen heilkundlicher Tätigkeit gehört, nun

wieder abgetreten werden soll. In keiner anderen Facharztdisziplin, mit

Ausnahme einiger hoch spezialisierter Bereiche, sind mir derartige

Regelungen bekannt. Sollte man überhaupt daran denken, eine Stelle

„vorzuschalten“, dann müsste dies durch psychologische oder ärztliche

Psychotherapeuten erfolgen, die selbst in der Versorgung tätig sind

(keinesfalls aber durch nicht psychotherapeutisch tätige Psychiater), und

es müssten auch Patienten vorab beurteilt werden, die ärztliche

Psycho­therapeuten aufsuchen möchten. Ob die ärztlichen Fach­verbände eine

Vorbegutachtung durch Psychologen für „ihre“ Patienten hinnehmen werden,

möchte ich bezweifeln.

Durch die überarbeitete Psychotherapie-Richtlinie von 2017 gibt es bereits

ein gestuftes Vorgehen, indem der Richtlinienpsychotherapie eine

psychotherapeutische Sprechstunde vorausgeht. Danach können die

„dringenden“ Patienten einer psycho­therapeu­tischen Akutbehandlung

zugewiesen werden, und den Patienten ohne Behandlungsindikation können

Maßnahmen außerhalb des Gesundheitssystems empfohlen werden. Die Umstellung

auf die neue Vorgehensweise erforderte große Anpassungsleistungen seitens

der Psychotherapeuten. Gerade im Kontrast zu der jetzt geplanten Regelung

halte ich das aktuell gültige System für einen geradezu humanen, die

Interessen von Patienten, Niedergelassenen und der Gesellschaft in einen

gewissen Ausgleich bringenden Ansatz!

Der Unterschied besteht unter anderem darin, dass *jeder* niedergelassene

Psychotherapeut die Sprechstunde anbieten darf und nicht nur eine

ausgewählte Gruppe. Somit gibt es keine Hierarchisierung innerhalb des

Berufsstandes, die aufgrund der vorhandenen Qualifikationen auch nicht

sachgerecht wäre. Außerdem besteht die Möglichkeit für denjenigen, der die

Sprechstunde durchführt, besonders belastete Patienten selbst in Behandlung

zu nehmen, um ihnen die oben ausgeführten Zumutungen des „mehrmaligen

Vorsprechens“ zu ersparen. Jeder Psychotherapeut, der seinen Beruf ernst

nimmt, wird eher die „schweren Fälle“ übernehmen, statt sie zugunsten

vermeintlich „leichter Fälle“ wegzuschicken. Somit sollten meiner Ansicht

nach zunächst die Effekte der 2017-er Reform gründlich evaluiert werden,

bevor man behutsam die nächsten Schritte geht.

Über eine Auseinandersetzung mit meinen Argumenten und eine Antwort von

Ihnen würde ich mich sehr freuen. Meine Hoffnung wäre, dass Sie sich diesen

und ähnlichen Argumenten anschließen können und sich mit dafür einsetzen,

dass der Gesetzentwurf in diesem Punkt keinen Bestand hat.

Mit freundlichen Grüßen

